Senatsverwaltung für Inneres und Sport
Verwaltungsvorschriften
zur Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zweck des Trainierens und Testens von KI-Systemen im Rahmen des Pilotprojekts zur Einführung von KI-gestütztem Videoschutz an kriminalitätsbelasteten Orten (VVPpKI-VSkbO)
Vom  29.09.2026
Auf Grund des § 42d Absatz 4 Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes (ASOG) in der Fassung vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2026 (GVBl. S. 488) bestimmt die für Inneres zuständige Senatsverwaltung:
I. Regelungsinhalt und Geltungsbereich
1. Regelungsinhalt
Diese Verwaltungsvorschriften regeln die Verarbeitung personenbezogener Daten zum Trainieren und Testen von KI-Systemen, die der automatisierten Erkennung von Verhaltensmustern nach § 24e Absatz 4 Satz 2 ASOG bei Bildaufnahmen
 und -aufzeichnungen nach § 24e Absatz 1 Satz 1 an kriminalitätsbelasteten Orten dienen. Die Verarbeitung von Daten zum Zwecke der Gefahrenabwehr oder der Strafverfolgung ist nicht Gegenstand dieser Verwaltungsvorschriften. Die Datenverarbeitung erfolgt ausschließlich im Rahmen des Pilotprojektes.
2. Geltungsbereich
Diese Verwaltungsvorschriften gelten für alle Dienststellen und Dienstkräfte der Polizei Berlin, die mit der Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen des Pilotprojekts zum KI-gestützten Videoschutz nach § 24e ASOG an den folgenden kriminalitätsbelasteten Orten nach § 17a Absatz 1 ASOG befasst sind:
•	Kottbusser Tor,
•	Warschauer Brücke,
•	Alexanderplatz und
•	Görlitzer Park/Wrangelkiez.
Die Standorte des Pilotprojekts können durch die Polizeipräsidentin oder den Polizeipräsidenten von Berlin angepasst werden. Dies ist auf der Internetseite der Polizei Berlin zu veröffentlichen.
3. Zweck des KI-Systems
Zweck der automatisierten Auswertung und damit des zu trainierenden und zu testenden KI-Systems ist es, die Betrachtung von Bildaufnahmen durch Einsatzkräfte der Polizei Berlin an kriminalitätsbelasteten Orten nach § 24e Absatz 1 Satz 1 ASOG auf das zwingend erforderliche Maß zu reduzieren. Ziel der automatisierten Auswertung ist es nicht, automatisiert behördliche Entscheidungen auszulösen oder biometrische Fernidentifizierungen durchzuführen; beides ist ausgeschlossen.
Die automatisierte Auswertung dient allein dem Erkennen von Verhaltensmustern, die auf die zu besorgende oder gegenwärtige Begehung einer Straftat oder den Eintritt eines Unglücksfalls im Sinne von § 323c Absatz 1 des Strafgesetzbuches hindeuten. Erst wenn ein solches Verhaltensmuster erkannt wird, werden Bildaufnahmen automatisiert auf den Bildschirm aufgeschaltet und der Polizeidienstkraft angezeigt (Black-Screen-Verfahren). Polizeiliche Maßnahmen werden ausschließlich durch die Polizeidienstkraft nach Betrachtung der Bildaufnahme oder -aufzeichnung oder des Geschehens vor Ort veranlasst. Die Erfassung sonstiger Verhaltensmuster oder von Persönlichkeitsprofilen ist ausgeschlossen.
4. Technisches Verfahren 
Das KI-System führt aus gemäß Nummer 14 dieser Verwaltungsvorschriften hochgradig verpixelten Bildaufzeichnungen eine semantische Analyse der gesamten Bildaufzeichnung durch und bewertet eine Szene im Kontext. Dazu erzeugt das KI-System für definierte Bereiche Beschreibungsvektoren des Bildinhaltes über mehrere Sekunden hinweg und vergleicht Muster und Musterveränderungen mit Referenzwerten zu den gesuchten Szenarien der körperlichen Gewalt wie Schlag- oder Tretbewegungen, liegender oder stürzender Personen. Das KI-System analysiert die Situation nicht auf der Basis klassischer, starrer Objekterkennung, sondern überführt Bildinformationen in eine abstrakte, mathematische Repräsentation – einen sogenannten semantischen Vektorraum.
Das KI-System ist so eingestellt, dass keine besonderen Kategorien von personenbezogenen Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 Datenschutzgrundverordnung und § 31 Nummer 14 Berliner Datenschutzgesetz bei der Analyse berücksichtigt werden.

5. Art und Umfang der Verarbeitung der Bildaufzeichnungen 
Es werden ausschließlich Bildaufzeichnungen genutzt, die rechtmäßig an den o.g. Orten auf der Grundlage des § 24e Absatz 1 Satz 1 ASOG erhoben wurden.

6. Betroffener Personenkreis der Bildverarbeitung
Betroffen sind Personen, die von der Bildaufnahme und -aufzeichnung an kriminalitätsbelasteten Orten erfasst werden und wurden.

II. Auftragsverarbeitung
7. Sitz des Auftragsverarbeiters und Ort der Auftragsverarbeitung
[bookmark: _Hlk240896955]Das Trainieren und Testen des KI-Systems findet mit der Unterstützung eines Auftragsverarbeiters statt, da für die Polizei Berlin die Vorhaltung der dazu nötigen Kompetenz mit unverhältnismäßigen Kosten verbunden wäre. Der Auftragsverarbeiter muss seinen Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Schengen-assoziierten Staat haben. Nur von dort aus darf Zugriff auf Daten zum Zweck des Trainierens und Testen genommen werden. Nur dort dürfen Daten weiterverarbeitet werden.

8. Verpflichtung zur Einhaltung von Rechtsvorschriften
Der Auftragsverarbeiter ist zur Einhaltung
•	des ASOG,
•	des Berliner Datenschutzgesetzes (BlnDSG),
•	des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG),
•	der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und
•	der Verordnung über künstliche Intelligenz (KI-VO)
zu verpflichten.
Er hat auch seine mit der Weiterverarbeitung betrauten Beschäftigten zur Einhaltung dieser Verwaltungsvorschriften und der o.g. gesetzlichen Regelungen zu verpflichten. Die Verpflichtung ist zu protokollieren.

9. Unterauftragsverarbeitung
Eine Unterauftragsvergabe ist nur mit Zustimmung der Polizei Berlin zulässig und auch nur, wenn keine Bildaufzeichnungen oder sonstige Daten verarbeitet werden, aus denen betroffene Personen identifiziert werden könnten. Die Zustimmung ist zu dokumentieren. Für den Unterauftragsverarbeiter gelten die Regelungen für den Auftragsverarbeiter entsprechend.

III. Datenschutzkonzepte
10. Datenschutzkonzept bei der Polizei Berlin
Die Datenverarbeitung erfolgt auf der Grundlage eines von der Polizei Berlin erstellten Datenschutzkonzepts, das insbesondere den Kreis zugriffsberechtigter Dienstkräfte bei der Polizei Berlin durch ein eng begrenztes Rechte- und Rollenkonzept auf ein Minimum begrenzt. Die Zugriffsrechte sind den einzelnen Dienstkräften namentlich zugeordnet. Die Dienstkräfte sollen über angemessene KI-Kompetenz verfügen. Die Daten sind verschlüsselt gespeichert. Es wird eine Datenschutzfolgeabschätzung erstellt.
Alle Daten aus der Videoüberwachung einschließlich der Rohdaten, der gemäß Nummer 14 dieser Verwaltungsvorschriften verpixelten Bildaufzeichnungen und der Vektordaten bleiben ausschließlich auf Servern im Verantwortungsbereich der Polizei Berlin.

11. Datenschutzkonzept des Auftragsverarbeiters
Der Auftragsverarbeiter erfüllt Aufgaben des Testens und Trainierens allein auf Servern im Verantwortungsbereich der Polizei Berlin. Die Gewährung des Zugriffs zum Trainieren und Testen setzt das Vorliegen eines Datenschutzkonzepts durch den Auftragnehmer voraus, das mindestens den folgenden Anforderungen entspricht:
Die Sicherheitsmaßnahmen des Auftragsverarbeiters entsprechen dem Stand der Technik sowie der geltenden Regulierung. Der Kreis zugriffsberechtigter Personen ist durch ein eng begrenztes und von der Polizei Berlin zu genehmigendes Rechte- und Rollenkonzept auf ein Minimum zu begrenzen und namentlich zu benennen. Zugriffsrechte und die Verpflichtung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Auftragsverarbeiters zur Einhaltung des Rollen- und Rechtekonzepts und der Sicherungsmaßnahmen sind nachvollziehbar zu dokumentieren. Änderungen des Datenschutzkonzepts sind mit der Polizei Berlin abzustimmen.

IV. Verfahren bei der Polizei Berlin
12. Qualitätssicherung und Trainingsverfahren
Die Polizei Berlin arbeitet mit einem von dem Auftragsverarbeiter vortrainierten KI-System. Auslösungen durch das KI-System im laufenden Betrieb werden von der polizeilichen Dienstkraft zeitnah als „richtig positiv“ oder als „falsch positiv“ bewertet, um die Präzision zu bewerten und ein Nachtrainieren zu ermöglichen. Dabei werden bis zu fünf minütige Sequenzen der gemäß Nummer 14 dieser Verwaltungsvorschriften verpixelten Bildaufzeichnungen und der daraus erstellten Vektordaten gespeichert.
Die Polizei kann zudem innerhalb eines Monats nach Erhebung (§ 24e Absatz 3 i. V. m. § 24a Absatz 3 Satz 1 ASOG) eine Auswahl der Bildaufzeichnungen treffen, die für die Zwecke des Nachtrainierens und Testens geeignet sind. Dies betrifft insbesondere vorangegangene Fehldetektionen des KI-Systems, insbesondere nicht erfolgte Auslösungen („falsch negative“ Reaktion). Der Bewertungsprozess umfasst auch die Identifikation geeigneter Bildaufzeichnungen zu Auffälligkeiten, besonderen Ereignissen sowie verschiedenen Wetterphänomenen und Lichtverhältnissen. Die Auswahl und weitere Speicherung sind zu protokollieren. Die Bildaufzeichnungen werden dem Auftragsverarbeiter nur in gemäß Nummer 14 dieser Verwaltungsvorschriften verpixelter Form zugänglich gemacht.

13. Diskriminierungsschutz
Das KI-System ist so vortrainiert, dass biometrische Attribute wie Gesichtszüge (Facial Recognition), Gangart (Gait Analysis) sowie physische Identifikatoren wie Tätowierungen, Narben oder spezifische Körperausprägungen für die Erkennung im Rahmen der vektorisierten Gewalt- und Ereigniserkennung unerheblich sind; das gilt ebenso für Alter, Geschlecht oder ethnische Herkunft. Zudem gibt das System die erfassten Bilddaten als gemäß Nummer 14 dieser Verwaltungsvorschriften verpixelte Bildaufzeichnung in die KI-Bearbeitung, was die Erfassung von Merkmalen, die Anlass für Diskriminierung geben, erheblich reduziert.
Die Funktion des KI-Systems ist im laufenden Betrieb insbesondere auf falsch-positive Auslösungen hin zu überprüfen, die auf eine Diskriminierung hindeuten, um ein Nachtrainieren zu ermöglichen.

14. Anonymisierung und Pseudonymisierung
Eingänge zu und Fenster von Gebäuden sind zu maskieren. Sie werden von der Bildaufnahme nicht erfasst und können auch später nicht ergänzt werden.
Das KI-System verarbeitet zur Analyse ausschließlich Bildaufzeichnungen, die zuvor hochgradig verpixelt sind (Nearest-Neighbour-Interpolation). Die Verpixelung macht Gesichter, Tätowierungen, Aufschriften auf der Kleidung und Autokennzeichen unkenntlich.
Das KI-System wandelt die verpixelten Bildaufzeichnungen in eine ausschließlich maschinenlesbare numerische Vektordarstellung, aus der keine personenbezogenen Daten hervorgehen. Diese Vektordaten können nicht zu einem Videostream rekonstruiert werden und beschreiben Szenen, nicht Personen.

15. Gewährung von Zugriff auf Daten zum Zwecke des Nachtrainierens
Der Zugriff des Auftragsverarbeiters auf Vektordaten und gemäß Nummer 14 dieser Verwaltungsvorschriften verpixelte Bilddaten bei der Polizei Berlin zum Zweck des Nachtrainierens erfolgt nur nach Beauftragung durch die Polizei Berlin. Sie erfolgt vor Ort oder verschlüsselt durch Fernzugriff. Ein Export von Bildaufzeichnungen (als Rohdaten oder verpixelt) oder von Vektordaten ist nicht zulässig. Der Zugriff und das Nachtrainieren sind unter Angabe der Datensätze und des genutzten Modells zu protokollieren.

16. Löschung bei der Polizei Berlin
Die zum Zwecke des Trainierens und Testen verwendeten Bildaufzeichnungen, Vektordaten und durch Verpixelung anonymisierten Bildaufzeichnungen sind unverzüglich zu löschen, sofern sie nicht länger für diese Zwecke benötigt werden, beispielsweise um eine Überprüfbarkeit auf mögliche Fehltrainierungen nachweisen zu können; sie dürfen dann ausschließlich für diese Zwecke genutzt werden. In jedem Fall sind sie spätestens zwei Jahre nach der Erhebung der Bildaufzeichnungen zu löschen. Die Löschung ist zu protokollieren. 
Davon unberührt bleiben Bildaufzeichnungen, die gespeichert wurden, weil sie zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden oder wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person künftig Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen wird (§ 42d Absatz 2 Satz 5 in Verbindung mit § 24e Absatz 3 in Verbindung mit § 24a Absatz 3 Satz 1 ASOG).

17. Testung des KI-Systems 
Ausschließlich zu Zwecken der Testung des KI-Systems können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Auftragsverarbeiters unter Aufsicht der Polizei Berlin Sichtzugriff zu unverschlüsselten Live-Bildaufnahmen und -aufzeichnungen des Videosystems haben. 

V. Verfahren bei dem Auftragsverarbeiter
18. Zweckbindung der Weiterverarbeitung der Bilddaten
Die Daten dürfen von dem Auftragsverarbeiter nur zum Zweck des Trainierens und Testens der Verhaltensmustererkennung im Rahmen des §42d Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 24e Absatz 4 Satz 1 und 2 genutzt werden. Die Verwendung zum Testen und Trainieren für andere Zwecke, insbesondere zur biometrischen Fernidentifizierung, ist ausgeschlossen.

19. Weiternutzung
Eine Weiternutzung der trainierten Modelle für eigene Zwecke durch den Auftragsverarbeiter ist nur zulässig, wenn die Polizei Berlin zugestimmt hat und sichergestellt werden kann, dass daraus keine Echtdaten mehr abgeleitet werden können und insbesondere eine Identifikation der aufgezeichneten Personen ausgeschlossen ist.

VI. Protokolldaten und Überprüfungen
20.	Protokolldaten und Dokumentationen
Die Protokolldaten dürfen nur für die in § 62 Absatz 3 BlnDSG festgelegten Zwecke genutzt werden. Der Auftragsverarbeiter ist vertraglich zu einer Protokollierung nach § 62 BlnDSG verpflichtet und hat das Protokollierungsverfahren der Polizei Berlin nachvollziehbar dazulegen.
Die Protokolldaten sind zwei Jahre nach ihrer Erstellung zu löschen. Die Löschung ist entsprechend zu protokollieren.

21. Überprüfungen 
Die Polizei Berlin überprüft in regelmäßigen Abständen die Einhaltung der rechtlichen Voraussetzungen, des Datenschutzkonzepts sowie die Aktualität der datenschutzrechtlich geforderten Dokumentationen durch die für die Weiterverarbeitung der Bildaufzeichnung zuständige Stelle der Polizei Berlin und den Auftragsverarbeiter. Die Prüfungen sind zu protokollieren.
Die oder der behördliche Datenschutzbeauftragte kann entsprechende Kontrollen stichprobenartig durchführen. Das umfasst auch die Wahrnehmung der Überprüfungsaufgaben durch die Polizei Berlin. Die Prüfungen sind durch die behördliche Datenschutzbeauftragte oder den behördlichen Datenschutzbeauftragten zu protokollieren.
Der oder dem behördlichen Datenschutzbeauftragten sind auf Anforderung sämtliche weiteren Informationen und Berichte zur Weiterverarbeitung der Bildaufzeichnungen durch die Polizei Berlin und durch den Auftragsverarbeiter vorzulegen.

VII. Schlussvorschrift
22. Veröffentlichung
Diese Verwaltungsvorschriften sind im Amtsblatt und auf der Internetseite der Senatsverwaltung für Inneres und Sport zu veröffentlichen.

23.	Inkrafttreten
Diese Verwaltungsvorschriften treten nach Anhörung der Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit am 01.10.2026 in Kraft. Sie treten am 30.09.2031 außer Kraft.

Iris Spranger
Senatorin für Inneres und Sport

